
In zwei aktuellen Entscheidungen vom

8.7.2020 hatte sich der Bundesge-

richtshof (Az. VIII ZR 163/18 und VIII

ZR 270/18 *) mit der Frage zu befas-

sen, wer für die Durchführung von

Schönheitsreparaturen verantwort-

lich ist, sofern dem Mieter eine unre-

novierte Wohnung übergeben wurde. 

Hat diese Arbeiten der Vermieter zu ver-
anlassen? Oder der Mieter oder sind gar
beide verantwortlich?

Zum Sachverhalt der beiden
 Entscheidungen:

a)Urteil vom 8.7.2020, Az. VIII ZR 163/18:
In diesem Fall mieteten die Kläger eine
unrenovierte Wohnung im Jahre 2002
an. Aus ihrer Sicht hatte sich der
 Zustand der Wohnungsdekoration im
Jahre 2016 zwischenzeitlich verschlech-
tert, weshalb sie vom Vermieter die
Durchführung von Tapezier- und An-
stricharbeiten gemäß einem beigefüg-
ten Kostenvoranschlag über insgesamt
7312,78 € forderten. Der Vermieter
lehnte dies ab.

Der Mietvertrag selbst enthielt eine
 (unwirksame) Renovierungsklausel,
wonach die Mieter zur Durchführung
der Schönheitsreparaturen verpflichtet
gewesen waren.

Das Landgericht Berlin lehnte eine Ver-
antwortung des Vermieters ab mit der
Begründung, dass die Mieter schließ-
lich den unrenovierten Zustand der
Mietsache bei Vertragsschluss akzep-
tiert hätten und die weiteren dekorati-
ven Verschleißerscheinungen keinen
Mangel der Mietsache darstellen wür-
den.
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Anika Schönfeldt-Schulz ist die neue
 Vorsitzende des Immobilienverbandes
Deutschland IVD Region Nord e.V. Bei der
Mitgliederversammlung am 27. August
2020 sprachen sich die Mitglieder ein -
stimmig Mehrheit für Anika Schönfeldt-
Schulz als Nachfolgerin von Axel-H. Witt -
linger aus. Wittlinger, der dem IVD Nord 
seit 2015 vorstand, hatte nach Ablauf der
vierjährigen Amtsperiode bereits im letz-
ten Jahr kundgetan, dem Amt des Vorsit-
zenden nur noch für ein Jahr zur Verfügung
zu stehen, um künftig mehr Zeit der Familie
und Privatem zu widmen. 

Schönfeldt-Schulz (40) ist Diplom-Immo -
bilienökonomin und Inhaberin der Firma
Anika Schönfeldt Immobilien in Hamburg.

Die Kauffrau der Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaft wuchs in Bremen und
Niedersachsen als Tochter einer Immo -
bilienmaklerin auf und machte sich im 
Jahr 2005 in Hamburg selbständig. Anika
Schönfeldt-Schulz steht mit ihrem Unter-
nehmen mit Sitz im Neuen Wall für hansea-
tische Werte in der Immobilienbranche und
hat sich durch die qualifizierte Vermittlung
von Wohnimmobilien in und um Hamburg
einen Namen gemacht. 

Dem IVD beziehungsweise seinem Vor -
gängerverband RDM gehört Schönfeldt-
Schulz bereits seit 2002 an. Zudem ist sie
Mitglied im Traditionsverband Verein
 Hamburger Hausmakler (VHH) und Vorsit-
zende des Grundeigentümervereins Uhlen-
horst- Winterhude-Alsterdorf. Schönfeldt-
Schulz ist als Vorstandskandidatin bereits
seit  Anfang 2020 in die Vorstandsarbeit 
des IVD Nord eingebunden. 

Schönfeldt-Schulz dankte den IVD-Mitglie -
dern, dem gesamten IVD-Nord-Vorstand
und dem scheidenden Vorsitzenden Wittlin-
ger für das entgegengebrachte Vertrauen.

Das aktive Verbandsleben liegt ihr be-
sonders am Herzen: „Gerade für unsere

Branche, die zumeist von kleinen und mitt-
leren Unternehmen geprägt ist, ist der
(fachliche) Austausch von hohem Wert. Nur
mit Hilfe des IVD und dessen Netzwerk
konnte ich meine Karriere als Immobilien-
maklerin so erfolgreich aufbauen.“

Weiterhin kündigte sie an, die intensive
 politische Arbeit ihres Vorgängers in allen
fünf Bundesländern, in denen der IVD Nord
vertreten ist, gemeinsam mit ihrem Vor-
standsteam weiter fortzusetzen sowie das
Informations- und Fortbildungsangebot
weiterzuentwickeln. „Makler, Verwalter
und Sachverständige des IVD Nord sollen
bei den Kunden durch ihre besondere Qua-
lifikation einen echten Wettbewerbsvorteil
haben.“ erläutert die neu  gewählte Vor -
sitzende. „Wir werden unseren Mitgliedern
helfen, die Chancen zu nutzen, die sich
durch die zunehmende Relevanz  digitaler
Kanäle und Big Data ergeben.“

Dem IVD Nord e.V. gehören rund 1.500 Mit-
gliedsunternehmen in Hamburg, Bremen,
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern an.

Der IVD Süd gratuliert der neuen Vorsit-
zenden herzlich !

Vorstandswechsel beim IVD Nord: 
Anika Schönfeldt-Schulz folgt auf Axel-H. Wittlinger

Anika Schönfeldt-Schulz, 
IVD Nord-Vorsitzende 
(Foto: IVD Nord)



b)Urteil vom 8.7.2020, Az. VIII
ZR 270/18:
Auch in diesem Fall hatte der
Mieter eine unrenovierte
Wohnung im Jahre 1992 an-
gemietet, er forderte 2015
von der Vermieterin ver -
geblich, den aus seiner 
Sicht mangelhaften Reno-
vierungszustand zu beseiti-
gen. Die in diesem Mietver-
trag vereinbarte Schönheitsreparatur -
klausel war ebenfalls als unwirksam zu
bewerten.

Hier sah nunmehr das Landgericht
 Berlin eine Renovierungspflicht auf
 Seiten des Vermieters. Es könne nicht
davon ausgegangen werden, dass der
schlechte Anfangszustand bei Beginn
des Mietverhältnisses der vertrags -
gemäße sei. Da die Klausel im Miet -
vertrag unwirksam sei, müsse sich 
der Vermieter quasi spiegelbildlich an
dem dort festgelegten „Renovierungs-
programm“ festhalten lassen.

Die Entscheidungen des BGH:

Der Bundesgerichtshof hat beide Urteile
aufgehoben und zur erneuten Entschei-
dung an das zuständige Berufungsgericht
zurückverwiesen.

In seiner Begründung verweist der
Bundesgerichtshof auf seine bisherige
Rechtsprechung und die von ihm auf -
gestellten Grundsätze, wonach bei einer
unrenoviert oder renovierungsbedürftig
überlassenen Wohnung eine im Mietver-
trag enthaltene Schönheitsreparaturklau-
sel eine unangemessene Benachteiligung
des Mieters darstellt und deshalb unwirk-
sam ist, sofern dem Mieter hierfür kein
 angemessener Ausgleich gewährt wird. Ist
die Klausel unwirksam, so gilt die gesetz-
liche Regelung des § 535 Abs. 1 S. 2 BGB,
wonach der Vermieter zur Erhaltung der
Mietsache verpflichtet ist und damit im
Grundsatz die Schönheitsreparaturen
 vorzunehmen hat (so das Urteil vom
18.3.2015, Az. VIII ZR 185/14; s. auch das
Urteil vom 22.08.2018, Az. VIII ZR 277/16,
hierzu IMMO Professional 4/2018, S. 53). 

In den beiden aktuellen Entscheidungen
trifft der Bundesgerichtshof nunmehr fol-
gende Aussagen: Zum einen könne eine
unwirksame Schönheitsreparaturklausel
nicht unweigerlich zu der Auslegung

 führen, dass der Mieter die
Arbeiten zwar selbst auf
 eigene Kosten durchführen
dürfe, jedoch zugleich der
Vermieter unter keinen Um-
ständen verpflichtet sei, die
Arbeiten durchzuführen.

Zum anderen könne eine sol-
che unwirksame Klausel aber

auch nicht – entgegen der
 Auffassung des Landgerichts Berlin –
 dergestalt verstanden werden, dass nun-
mehr der Vermieter entsprechend dem
 unwirksamen Renovierungsplan im Ver-
trag die bei Mietbeginn überlassene un -
renovierte Wohnung in regelmäßigen
 Abständen komplett zu renovieren habe.

Der Bundesgerichtshof versucht vielmehr
eine vermittelnde Lösung aufzuzeigen,
 indem er betont, dass derjenige Mieter,
der eine unrenovierte Wohnung anmietet,
diesen Dekorationszustand einerseits
grundsätzlich zu akzeptieren hat. Ande-
rerseits hat der Vermieter jedoch dann,
wenn sich nach längerem Zeitablauf seit
Mietbeginn (in den beiden Fällen waren
dies 18 Jahre bzw. 28 Jahre Mietzeit) 
der ursprüngliche Dekorationszustand
wesentlich verschlechtert hat, Instand -
haltungsmaßnahmen zu ergreifen.

Dies hat nach dem BGH zur Konsequenz,
dass der Vermieter zunächst zur Vor -
nahme von Schönheitsreparaturen ver-
pflichtet ist in dem Sinne, dass er die
 Wohnung in einen frisch renovierten Zu-
stand versetzt. Da durch diese Maßnahme
jedoch auch Gebrauchsspuren aus der
Zeit vor Beginn des Mietverhältnisses
 beseitigt würden und damit der Mieter
 einen besseren Zustand erhalten würde
als denjenigen, den er bei Anmietung vor-
gefunden hat, gebiete es der Grundsatz
von Treu und Glauben (§ 242 BGB), dass

der Mieter hierfür einen angemessenen
Ausgleich erbringt.

Was bedeutet dies nun für 
die Praxis?

• Der Vermieter wird nach diesen Ent-
scheidungen die Schönheitsreparaturen
auf eigene Kosten durchzuführen haben,
er kann aber eine angemessene Kosten-
beteiligung des Mieters fordern.

• Sofern nicht Besonderheiten des Einzel-
falles vorliegen, kommt nach dem BGH
regelmäßig eine hälftige Kostenbeteili-
gung in Betracht. 

• Verlangt der Mieter vom Vermieter die
Durchführung dieser Schönheitsrepara-
turen, so kann der Vermieter von einem
Zurückbehaltungsrecht Gebrauch ma-
chen in dem Sinne, dass er die Arbeiten
erst dann durchführt, wenn der Mieter
die Kostenbeteiligung erbracht hat.

• Sofern der Vermieter die Durchführung
der Arbeiten verweigert und daraufhin
der Mieter einen Anspruch auf Kosten-
vorschuss geltend macht, so ist seiner
eigenen Beteiligungspflicht dadurch
Rechnung zu tragen, dass ein entspre-
chender Abzug von den voraussicht-
lichen Kosten vorgenommen wird.

Was die effektive Höhe der Kostenbeteili-
gung des Mieters anbelangt, so hat der
BGH hierzu keine abschließende Ent-
scheidung getroffen, vielmehr werden die
zuständigen Kammern des Landgerichts
Berlin dieser Frage in den nun neu zu
 treffenden Entscheidungen nachgehen
müssen. Insbesondere im Hinblick darauf,
dass die Mietverhältnisse bereits 18 bzw.
28 Jahre andauern, der Vermieter also 
bei Beachtung der üblichen Regelfristen
bereits ohne weiteres hätte, renovieren
müssen, wird damit zu rechnen sein, dass
die Kostenbeteiligung des Vermieters
 höher sein wird als diejenige des Mieters.
Zu dieser Problematik wird es in Zukunft
sicherlich zahlreiche Einzelentscheidun-
gen von Amts- und Landgerichten geben.

*Anmerkung: Diese Entscheidungsbespre-
chung beruht auf der Pressemitteilung des
Bundesgerichtshofes vom 8.7.2020, da
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses
 Artikels die ausführlichen Entscheidungs-
gründe noch nicht bekannt gegeben wor-
den sind. !
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